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                      31. März 2012 
 
Frau Stadtverordnetenvorsteherin 
Ulrike Neugebauer 
Rathaus Bad Schwalbach 
 
per mail an gisela.boosfeld@bad-schwalbach.de und/oder bruno.simon@bad-schwalbach.de  

 
 
Antrag: Ergänzungsantrag zu TOP 19 der STVV vom 26.3.2012 (Ab-
schluss eines Konzessionsvertrages) 
 
 
Sehr geehrte Frau Neugebauer! 
 

Die Grünen-Fraktion lehnt es aus einer Reihe von Gründen ab, der Beschlussvorlage in der 

vorliegenden Fassung zuzustimmen und stellt folgenden Ergänzungsantrag: 

a) Die Stadt Bad Schwalbach wird beauftragt sowohl mit der SÜWAG als auch mit der 

ESWE Versorgungs-AG nachzuverhandeln, und zwar mit dem Ziel, die vorliegenden Ver-

tragsentwürfe zu ergänzen bzw. gemäß unseren Vorstellungen zu verändern. Im Einzelnen: 

 Reduktion der Vertragslaufzeiten bei ESWE 

 Ermittlung eines etwaiges Verkaufspreises nach dem Ertragswert 

 Konkretere Vorgaben für die Förderung von erneuerbaren Energien und Energie-

effizienz 

 Alternative Kooperationsmodelle bei der SÜWAG (zur kommunalen Wertschöp-

fung) 

b) Parallel dazu beteiligt sich die Bad Schwalbach weiter an der interkommunalen Zusam-

menarbeit mit den o.g. neun Gemeinden mit dem Ziel der Netzübernahme, zusammen mit 

einem Energieversorger als Partner. Hierbei ist eine Mehrheitsbeteiligung von 51% anzu-

streben. Die dafür notwendigen anteiligen Kosten für eine externe Beratung sind bereitzu-

stellen. 
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Begründung: 

 

1. Der Vertragsentwurf der SÜWAG ist verbesserungswürdig und entspricht in einigen Punk-

ten nicht dem Geist und Wortlaut des einstimmig gefassten Beschlusses der STVV vom 

26.9.11 zur „Gestaltung eines neuen Konzessionsvertrages“. Deshalb fordern die GRÜNEN 

die Verwaltung auf, hier nachzuverhandeln und den Vertrag ggf. anzupassen. 

2. Die GRÜNEN halten es für völlig falsch, zum jetzigen Zeitpunkt aus der interkommunalen 

Zusammenarbeit mit anderen Kommunen  - mit dem Ziel der Übernahme des Netzes - auszu-

steigen. Die jetzt anfallenden, unserer Ansicht nach geringen Kosten für die Beteiligung an 

einer professionellen externen Beratung stehen in keinem Verhältnis zu den großen finanziel-

len und energiepolitischen Möglichkeiten, welche die Übernahme des Netzes durch die Ge-

meinden gemeinsam mit einem fachlich potenten Partner eröffnen würde. 

 

Deshalb fordern wir, dass die Verwaltung der Stadt parallele Verhandlungswege beschreitet, 

sowohl ein Nachverhandeln mit SÜWAG und ESWE Versorgungs-AG als auch die Beteili-

gung an der interkommunalen Kooperation. 

 

Zu 1. Im Einzelnen zum Vertragsentwurf der SÜWAG: 

- Wir stimmen zunächst der Auffassung des die verschiedenen Vertragsentwürfe vergleichen-

den Ingenieurbüros zu, dass das von der SÜWAG eingeräumte Sonderkündigungsrecht nach 

10 Jahren sowie die Prüfung einer gemeinsamen Netzgesellschaft mit der SÜWAG nach 5 

Jahren ein interessantes Angebot ist, das uns einige Optionen einer Beteiligung an einer Re-

kommunalisierung offen lässt.  

- Womit wir überhaupt nicht einverstanden sind, sind die Aussagen zu einer möglichen Über-

nahme des Netzes durch die Gemeinde: Hier spricht die SÜWAG äußerst schwammig von 

einer „wirtschaftlich angemessenen Vergütung“. In dem Antrag der GRÜNEN vom 26.9.11 

zur Gestaltung eines neuen Konzessionsvertrages, der ja einstimmig beschlossen wurde, steht 

ausdrücklich: „Die Ermittlung eines etwaigen Netzkaufpreises ist nach dem Ertragswert vor-

zunehmen“. Es gibt eine Reihe von Experten auch aus dem Bereich des Energierechts, die 

sich schon seit Jahren mit den Modalitäten eines Rückkaufs der Stromnetze durch die Ge-

meinden beschäftigen, die ausdrücklich empfehlen, eine Ermittlung des Netzkaufpreises nach 

Ertragswert- und nicht nach dem Sachzeitwertverfahren vorzunehmen und das auch in den 

Vertrag hineinzuschreiben.
1
 Wir fordern die Verwaltung auf, in diesem Sinne nachzuverhan-

deln. 

- In Bezug auf die Förderung von erneuerbaren Energien und Energieeffizenz enthält der Ver-

tragsentwurf zwar einige Formulierungen aus dem o.g. Antrag der GRÜNEN, bleibt aber ins-

gesamt zu vage. Wir hatten unserem Antrag gefordert: „Der Vertrag enthält klare Vorgaben 

zur Förderung von …“ Die vermissen wir, hier muss die SÜWAG konkreter werden. 

- Was die Kooperationsmodelle mit dem Energieversorger angeht, erscheinen uns die ver-

schiedenen Beteiligungs- und Vertragsmodelle, welche ESWE anbietet, interessanter zu sein, 

was auch das Büro Hinkelmann so sieht. Es wäre also angebracht, die ESWE Versorgungs-

AG, die übrigens in ihrem Vertragsentwurf großes Interesse an einer Kooperation mit Bad 

Schwalbach gezeigt hat, nicht zu frühzeitig von der Kandidatenliste zu streichen. Vielleicht 

kommt die ESWE uns bei der Gestaltung der Vertragslaufzeiten noch mal entgegen. Auch 

hier fordern wir Nachverhandlungen. 

 

 

                                                
1
 Ertragswert ist der Betrag, der aus Sicht eines objektiven Käufers unter Berücksichtigung der sonstigen Kosten des Netzbetriebes einerseits 

und der zu erwartenden Erlöse aus dem Netzbetrieb andererseits für den Erwerb des Netzes kaufmännisch und betriebswirtschaftlich vertret-

bar erscheint 
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Zu 2. Wir fordern ausdrücklich, die interkommunale Zusammenarbeit mit den Gemeinden 

Aarbergen, Heidenrod, Hohenstein, Hünfelden, Hünstetten, Niedernhausen, Waldems, 

Weilrod und Bad Camberg fortzusetzen.  

Zunächst zu einigen Argumente des Büros Hinkelmann: 

 Der Gutachter weist zunächst darauf hin, dass „mit jeder Kommune, die nicht an der 

Netzgesellschaft teilnimmt“, die Kosten steigen würden. Genau diese Feststellung ist 

für uns ein wesentliches Argument dafür, wieso wir für eine Fortsetzung und Vertie-

fung der interkommunalen Zusammenarbeit sind. Denn je mehr Kommunen wir sind, 

umso stärker können wir dem potentiellen Partner auf der Versorgerseite entgegentre-

ten und unsere Forderungen durchsetzen. Außerdem sinken auch mit jeder Gemeinde, 

die sich an den in Rede stehenden Beratungskosten beteiligt, natürlich die Kosten für 

die einzelne Gemeinde.  

 Im übrigen, was die Kosten der Teilnahme an der Beratung angeht: Es ist die feste 

Überzeugung z.B. des Bürgermeisters der Gemeinde Niedernhausen, Herrn Döring, 

sowie der dortigen STVV und es entspricht den Erfahrungen vieler Gemeinden, die 

diesen Weg schon beschritten haben, dass der Weg einer Netzübernahme sich finanzi-

ell rechnet, denn die Konzessionsabgabe und das Netznutzungsentgelt fließen ja über 

die Stromkunden in die Taschen der Stadt. Viel interessanter aber ist, so etwa Herr 

Döring, dass die Stadt mit dem Besitz des Netzes nicht nur die lukrative Straßenbe-

leuchtung in die eigenen Hände bekommt, sondern vor allem die Einspeisung von er-

neuerbaren Energien, auch selbst produzierten, in das Netz steuern kann. Da kommt 

dann richtig viel Geld in die Stadtkasse. 

 Laut Aussagen von Herrn Döring sowie dem Vorsitzenden des Umweltausschusses 

der Stadt Niedernhausen, Herrn Henry, haben sowohl die SÜWAG als auch die ande-

ren Energieversorger wie ESWE, mit denen die 9 Kommunen schon verhandelt haben, 

erfolgreiche Modelle für eine interkommunale Zusammenarbeit in der Tasche und 

sind sehr daran interessiert, auch auf dieser Ebene mit den Kommunen zusammenzu-

arbeiten. Wir müssen uns immer vor Augen halten, dass die Energieversorger sehr un-

ter Druck sind und deshalb viel flexibler und offener auf die Vorschläge der Kommu-

nen eingehen. Diese Situation müssen wir nutzen. Wir sollten deshalb nicht ohne Not 

diese Option der Beteiligung an einer Netzgesellschaft aufgeben. Die wenigen Tau-

send Euro, die wir jetzt in eine externe Beratung investieren, scheinen uns für die Zu-

kunft gut angelegtes Geld zu sein. Herr Bürgermeister Döring ist i.ü. bereit, seine An-

sichten und Einsichten dem BPUEV vorzutragen, wenn Herr Bürgermeister Hußmann 

nichts dagegen einzuwenden hat und der Ausschussvorsitzende Herr Born ihn einlädt. 

 Ein Wort noch zum §121 der HGO: Das Büro Hinkelmann hat zu Recht darauf hin-

gewiesen, dass die geplante und inhaltlich natürlich sinnvolle Mehrheitsbeteiligung 

der Kommunen an der zu gründenden Netzgesellschaft nach der jetzt gültigen Fassung 

nicht möglich ist. Es gibt aber eine Reihe von politischen und rechtlichen Signalen da-

für, dass hier eine Überarbeitung zu erwarten ist: 

o Nach der Rechtsauffassung des renommiertesten Anwaltsbüros für Energie-

recht, dem Büro Becker aus Marburg, widerspricht diese Fassung dem GG Art. 

28, eine Klage ist geplant und hätte wohl Erfolg. 

o Der Hessische Städtetag fordert einhellig eine Änderung, und auch die Ziele 

der Energiepolitik der Bundesregierung, die ja ausdrücklich eine Rekommuna-

lisierung befürwortet, stehen im Gegensatz zu dieser in der HGO festgelegten 

Grenze. 

Insofern steht zu hoffen, dass auch die hessische Landesregierung über kurz oder lang sich 

diesen Forderungen nicht verschließen wird. 

 



 
Besuchen Sie uns unter www.gruene-bad-schwalbach.de 
Oder schreiben Sie uns: info@gruene-bad-schwalbach.de 

Fassen wir noch mal zusammen: 

- „ Wem das Netz gehört, ist Herr der Lage!“ so ein renommierter Experte auf diesem Gebiet. 

Und wenn wir uns mit starken Partnern zusammentun, wird das auch funktionieren. 

- Stromversorgung war früher immer eine Kernaufgabe der kommunalen Daseinsvorsorge 

und gehört in die Hand der Gemeinden. Wir haben in Deutschland leidvoll erfahren müssen, 

wie die sogenannte „Liberalisierung“ des Strommarktes Anfang des Jahrtausends zu einer 

monopolartigen Stellung von vier großen Konzernen mit exorbitanten Strompreiserhöhungen 

geführt hat. Nur eine Rekommunalisierung macht uns unabhängig von diesen Stromriesen 

und eröffnet uns finanzielle Möglichkeiten, die wir in unserer Finanzsituation nicht vergeben 

dürfen, weil die Wertschöpfung vor Ort bleibt und nicht in die Kassen der Stromriesen fließt. 

Weitere Vorteile: 

 Es entstehen neue Arbeitsplätze vor Ort bzw. in der Region. 

 Das örtliche Handwerk und die Landwirtschaft profitieren davon, wenn ihre Leistun-

gen über mehr Einspeisung von aus erneuerbaren Energien gewonnenem Strom ver-

mehrt nachgefragt werden (Photovoltaik- oder Solarthermie-, Windkraft- oder Bio-

masse-Anlagen sowie Blockheizkraftwerke, die sehr effizient gleichzeitig Strom und 

Wärme produzieren).  

 Die Strombezugskosten können durch ein intelligentes Lastmanagement gesenkt wer-

den, z.B. gefördert durch einen zeitabhängigen Stromtarif zum Abbau des teuren Spit-

zenlaststroms. 

 Durch andere zum Stromsparen anreizende Stromtarifgestaltung kann der einzelne 

Stromkunde bzw. -verbraucher seine Kosten senken – z.B. durch einen niedrigen 

Grundpreis und höheren Verbrauchspreis – wie z.B. bei den Elektrizitätswerken 

Schönau (EWS) schon praktiziert. 

 Ganz wichtig: Mit dem Stromnetz haben die Region bzw. die einzelnen Kommunen 

ein weiteres wichtiges Instrument der Daseinsvorsorge für die eigene Bevölkerung in 

der Hand – wie auch mit den Wasser-, Abwasser- und Gasnetzen. Und das Stromnetz 

mehrt das Vermögen der Kommune, womit das Eigenkapital der Kommune erhöht 

wird. 

 Gewinne aus der Stromversorgung helfen, andere Aufgaben der örtlichen oder regio-

nalen Daseinsvorsorge zu finanzieren (Quersubventionierung). 

 Bei Kauf der Stromnetze haben die beteiligten Kommunen auch Einfluss auf die de-

zentrale Einspeisung des in ihren Kommunen selbst produzierten Stroms – z.B. aus 

örtlichen Solar-, Wasser-, Wind- und Biomasse-Anlagen sowie Blockheizkraftwerken.  

 

Fürs Protokoll: Bei Weitergabe des Sachverhalts an den Ausschuss BPUEV bitten wir darum, 

Experten einzuladen, etwa von der SÜWAG und der ESWE, aber auch Herrn Bürgermeister 

Döring von Niederhausen. Eine zukunftsweisende Entscheidung kann für Bad Schwalbach 

nur getroffen werden, wenn den Entscheidungsgremien alle Informationen vergleichbar vor-

liegen. 

 

Stephan Lünser, Wiedbachstr. 23, 65307 Bad Schwalbach 

 


